
 
 

 
 
 
 
 

 

 
 
 
Nur zum internen Gebrauch – bitte keinesfalls weiterleiten! 

Kraftwerk Krefeld 
 
 
 
 

Bezirksregierung Düsseldorf, 28.06.2010 
 

Bezirksregierung Düsseldorf nimmt 
Einwendungen gegen Krefelder 
Kohlekraftwerk in Empfang 

 
 

Übergabe der Einwendungen 

Am heutigen Tag endet die Frist, um Einwendungen gegen 
das geplante Kraftwerk der Trianel Kohlekraftwerk Krefeld 
Projektgesellschaft mbH & Co. KG (TKK) vorzubringen. 
Dirk Jansen, Geschäftsleiter des Bundes für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband NRW 
übergab heute Nachmittag der Bezirksregierung Düsseldorf  

22.233 Sammel- sowie 22 Einzeleinwendungen. Auch Greenpeace steuerte 1.000 Einwendungen 
bei. 

Inhalte dieser Einwendungen werden in die Entscheidung der Bezirksregierung Düsseldorf zur 
Genehmigung einfließen und zum Erörterungstermin am 20.09.2010 thematisiert. 

Die TKK plant die Errichtung und den Betrieb eines Steinkohlekraftwerks zur Stromerzeugung und 
Dampfauskopplung. Der Standort der geplanten Anlage befindet sich im CHEMPARK Krefeld-
Uerdingen. Die Bezirksregierung Düsseldorf ist hierbei zuständige Genehmigungsbehörde für 
Genehmigungen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG). 

 
Fotogalerie unter http://www.brd.nrw.de/presse/pressemitteilungen/2010/06Juni/180_2010.html#  
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http://www.derwesten.de/staedte/duisburg/west/21-500-Einwaende-gegen-Krefelder-Kohlekraftwerk-id3168520.html 

Umwelt 

21 500 Einwände gegen Krefelder Kohlekraftwerk 

West, 28.06.2010, Ingo Blazejewski 

Krefeld/Rheinhausen. 21 500 Bürger haben per Unterschrift gegen eine Genehmigung für das in Uerdingen 

geplante Steinkohlekraftwerk protestiert. „Das ist ein deutliches Signal, das nach Düsseldorf geht“, sagte Dirk 

Jansen, Geschäftsführer des BUND in NRW.  

Am Montag war nach sechs Wochen die Frist für Einwendungen gegen den Genehmigungsantrag für das Kraftwerk 

abgelaufen. Im Rahmen einer Kampagne haben Umweltverbände die Unterschriften gesammelt und jetzt bei der 

Bezirksregierung Düsseldorf abgegeben. 

Der Masseneinwand ist zwar mehr ein politisches Signal, als dass er das Kraftwerk argumentativ kippen würde. Doch die 

hohe Zahl symbolisiert, wie enorm die Ablehnung gegen die Pläne des Aachener Kraftwerkplaners Trianel innerhalb der 

Bevölkerung ist.  

Kritikpunkte auf 300 Seiten 

Gerade deshalb misst ihr Norbert Bömer, Vorsitzender der Rheinhauser Bürgerinitiative Saubere Luft, auch einen 

„besonderen Stellenwert“ zu: „Viele Leute sind aktiv geworden und haben das Kraftwerk in Vereinen oder Geschäften 

zum Thema gemacht. Somit ist die Diskussion nicht eine unter Experten und Juristen, sondern sie kommt dahin, wo sie 

hin gehört, in die Gesellschaft und zu den Bürgern.“ Bömer sieht den Protest auf eine breite Basis gestellt und die Latte 

für die Antragsteller wieder ein Stück weiter nach oben verschoben: „Nach 21 500 Unterschriften kann niemand 

behaupten, dass da nur ein paar komische Leute sind, die sich mit dem Thema befassen.“ 

Weitaus schwerer als der Masseneinwand dürfte im laufenden Verfahren für die Genehmigung des Kraftwerks dürfte 

aber ins Gewicht fallen, was der Bund für Umwelt und Naturschutz in zwei dicke Ordner gepackt hat. Es ist die 

qualifizierte Stellungnahme der Umweltschützer, ein 300 Seiten starker Einwand, der kaum ein Gesetz oder eine 

Richtlinie außer Acht lässt. 

„Wir haben den Antrag auf alle Rechtsbereiche abgeklopft“, sagt Dirk Jansen. Er spricht von „recht groben Fehlern“, von 

„Mängeln und Unzulänglichkeiten“ und häufig sogar von einem „Knock-Out-Kriterium“, dass die Kraftwerkspläne kippen 

könne. „Wir appellieren an Trianel, den Antrag zurückzuziehen. Ansonsten wird es für Trianel sowohl ein juristisches als 

auch ein wirtschaftliches Fiasko geben“, sagte Jansen.  
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Krefeld 
Kraftwerk: 22 233 Einwände 
VON SEBASTIAN PETERS - zuletzt aktualisiert: 29.06.2010  
 

Krefeld (RP) Die Kraftwerksgegner präsentierten gestern das Ergebnis des 
Einwendungsverfahrens. In Krefeld sammelten sie 11 500 Stimmen, in Duisburg 8750. Der 

BUND droht mit einer Klage, falls Trianel den Antrag nicht 
zurückzieht.  

 
An der äußersten Stadtgrenze von Krefeld vor Duisburg soll das Kraftwerk gebaut werden. 

Foto: K.H.Halberstadt 

 

4,8 Prozent aller Krefelder haben sich am Einwendungsverfahren gegen das 
im Chempark geplante Steinkohlekraftwerk beteiligt. Dies teilten die 
Kraftwerksgegner gestern mit. 22 233 Bürger unterschrieben demnach den 
vorformulierten Beschwerdebrief, 90 Prozent davon kommen aus dem 

betroffenen Umfeld, Krefeld und Duisburg. 1000 Unterschriften wurden von Greenpeace in Aachen 
gesammelt, dem Stammsitz von Trianel. Der Rest stammt aus dem Umland. Zusätzlich gingen 22 

individuelle Einwendungen bei der Bezirksregierung direkt ein. 
Elmar Thyen, Sprecher von Trianel, sagte gestern auf Anfrage: 
"Wir werden die Zeit bis zum Erörtungstermin nutzen, um die 
Einwendungen zu prüfen." Nachbesserungen schloss er nicht 
aus. 

 
Dirk Jansen, Geschäftsleiter des Bundes für Umwelt und 
Naturschutz (BUND), forderte Trianel auf, die Planung des 

Stimmen der Gegner 
 
Die Kraftwerksgegner bewerten die 
Sammlung als Erfolg. "Die Latte für 
die Antragssteller Trianel ist ein 
deutliches Stück nach oben 
geschoben worden", sagte Norbert 
Bömer (BI Saubere Luft). Ulrich 
Grubert (NUV) sagte: Wir haben ein 
eindeutiges Signal, dass große Teile 
der Bevölkerung das Kraftwerk 
nicht wollen." Kerstin Ciesla (BUND 
Duisburg) betonte: "Wir sind keine 
Industriefeinde oder 
Maschinenstürmer, auch wir haben 
Angst um die Arbeitsplätze." 
 



 
 

 
 
 
 
 

Kohlekraftwerks zurückzuziehen und stattdessen ein kleineres Gas- und Dampfturbinenkraftwerk zu 
bauen. Als Warnung nannte er den Fall Datteln: Dort hat Eon ein Kohlekraftwerk trotz Klageverfahrens 
gebaut. Das Oberverwaltungsgericht erklärte im September 2009 den Bebauungsplan für unwirksam. 
Noch ist nicht klar, ob dieses Kraftwerk jemals in Betrieb gehen kann. 

Falls die Bezirksregierung den Genehmigungsbescheid für das Krefelder Kraftwerk erteilt, würden die 
Kraftwerksgegner auch in Krefeld klagen, sagte Jansen. Dafür habe der BUND eine 300-seitige offizielle 
Stellungnahme geschrieben. Die Positionen in Kurzfassung: 

1. Das Kraftwerk stehe mit der Landesplanung und Regionalplanung und der gültigen Bauleitplanung der 
Stadt nicht im Einklang. 

2. Trianel hätte Alternativen präsentieren müssen, sowohl vom Standort her, als auch technisch. 

3. Das Kraftwerk verstoße gegen Naturschutzrecht. In den Rhein würde Quecksilber geleitet, in die Luft 
gelangten Stickstoff und Quecksilber. Die Kühlwasserentnahme und Einleitung in den Rhein würde die 
Fischfauna gefährden, der Bau würde Lebensräume von Amphibien und Fledermäusen bedrohen. Jansen: 
"Ein besseres Quecksilberabscheideverfahren, das übrigens von Currenta selbst entwickelt wurde, könnte 
die Ausscheidung von Quecksilber um den Faktor 10 minimieren."  

4. Die Wasserentnahme aus dem Rhein verstoße gegen die EU-Wasserrahmenrichtlinie, die EU-
Aalschutzverordnung und die Fischgewässer-Richtlinie. Dazu gebe es erhebliche Bedenken bezüglich der 
Hochwassersicherheit der Anlage. 

5. Der Antrag verstoße gegen immissionsschutzrechtliche Bestimmungen, die "lufthygienische Situation" 
würde verschlechtert. Trianel solle einen "Gewebefilter" einsetzen, dieser würde auch kleinere Partikel 
besser abfangen. 

Die Unterschriften gaben BUND, Niederrheinischer Umweltverein und die Rheinhauser Initiative "Saubere 
Luft" gestern bei der Bezirksregierung ab. 

 
 

29.06.2010  

Krefeld: Kraftwerksgegner bereiten Klage vor 
  

Kaum ist die Frist für Einwendungen gegen das Kohlekraftwerk in Krefeld vorbei, 
bereiten sich die Gegner auf einen juristischen Streit vor. Genehmigt die 
Bezirksregierung das Kohlekraftwerk will der BUND auch in Krefeld klagen. Dafür hat 
der Naturschutzbund eine 300seitige Stellungnahme geschrieben. Die Argumente 
reichen vom Planungsrecht - der Bau entspreche nicht geltenden Bauleitplanungen, 
über Naturschutzrecht - Trianel leite Quecksilber in den Rhein bis hin zu EU Recht: die 
Wasserentnahme aus dem Rhein widerspreche der EU Wasserrahmenrichtlinie. Der 
Erörterungstermin für das Kraftwerk ist im Herbst. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 
 
 
 
 

 
Westdeutsche Zeitung 

28. Juni 2010 - 19:23 Uhr 

 
22.200 Bürger gegen Kraftwerk 
 
von Alexander Alber 
 
Umweltverbände wittern Morgenluft: Im Genehmigungsantrag haben sie etliche Ansätze für erfolgversprechende 
Klagen entdeckt. 
 
  

 
Das geplante Kohlekraftwerk in Uerdingen gefährdet die Klimaschutz-Ziele, sagen die 
Gegner.  

Krefeld/Uerdingen. „Kein Kohlekraftwerk in Uerdingen. Wir fordern ein Gaskraftwerk“, 
heißt es auf dem Transparent vor dem „Krefelder Hof“. Im Vier-Sterne-Superior-Hotel 
präsentieren sich zum Ende der Einwendungsfrist gegen den Genehmigungsantrag 
der „Trianel Kohlekraftwerk Krefeld Projektgesellschaft“ (TKK) wohlgemute Gegner des 
Vorhabens der Presse. 

Sechs Wochen lang haben sie 3000 Antragsseiten durchgeackert und 
Überzeugungsarbeit bei Bürgern in Krefeld und Duisburg geleistet. 22233 Menschen, 
davon 11.500 aus Krefeld, erstaunlicherweise 1000 aus Aachen (Sitz Trianel) und 
sogar ein paar aus Peking haben als so genannte „Einwender“ unterschrieben. Das 

Paket ist gestern Nachmittag dem zuständigen Dezernenten bei der Bezirksregierung übergeben worden. 

„In allen Details grobe Rechtswidrigkeiten festgestellt“ 

„Die Bezirksregierung muss den Antrag zurückweisen“, konstatiert Dirk Jansen, Landesgeschäftsleiter des Bundes für Umwelt 
und Naturschutz Deutschland (BUND), „denn in allen Details haben wir grobe Rechtswidrigkeiten festgestellt“. 

Das Vorhaben der TKK stehe weder in Einklang mit den Vorgaben der Landes- und Regionalplanung noch mit der 
Bauleitplanung der Stadt Krefeld. Vor allem aber fehlt die Prüfung von Alternativen, auch hinsichtlich des Standortes. „Das aber 
ist unverzichtbar“, so Jansen. 

Dass es nicht nur um Dampf für den Chemiepark und Strom für viele geht, macht eine Kraftwerksgegnerin aus Duisburg 
deutlich: „Im Chemiepark sind 40 Hektar Freiflächen zu vermarkten. 18 Hektar braucht das Kraftwerk.“ Currenta verdiene am 
Grundstücksdeal.  

„Wir sind jahrelang angelogen worden“, sagt Ulrich Grubert (Krefeld) vom Niederrheinischen Umweltschutzverein (NUV). „Die 
Firma, die gerade die Gas-Pipeline nach Uerdingen verlegt, plant ein Gaskraftwerk. Das Argument der Arbeitsplatzgefährdung 
war eine Drohgebärde von Bayer.“ 

„Kohlekraftwerke vernichten Arbeitsplätze“ 

Das Kohlekraftwerk mit einer Laufzeit von mindestens 40 Jahren sei „ein Unding für alle Klimaschutzziele“, erklärt Philip 
Gauglitz (Greenpeace Aachen). Und: „Jedes Kohlekraftwerk zerstört Arbeitsplätze – in der Industrie für regenerative Energie“. 

BUND und Bürgerinitiativen möchten sich von den Mitarbeitern im Chemiepark „nicht als Industriefeinde oder 
Maschinenstürmer“ verstanden wissen. „Wir sollten gemeinsam über Alternativen reden“, so Kerstin Ciesla (BUND Duisburg). 

Angesichts der ab dem Jahr 2013 durch den Emissionshandel deutlich teurer werdenden Kohle und „abbröckelnder“ 
Energieversorgungsbetriebe (SWK-Vorstand Martin Cirener hat auch schon auf die Bremse getreten), prognostiziert Dirk 
Jansen Trianel „ein juristisches und finanzielles Fiasko“.  



 
 

 
 
 
 
 

Datteln lässt grüßen: „Eon schreibt die Verluste für das Kohlekraftwerk mal eben ab“, sagt der BUND-Geschäftsleiter, „aber 
Trianel wäre gut beraten, den Antrag zurückziehen“. 

Der BUND, der derzeit ein Dutzend Verfahren gegen neue Kraftwerke führt, kündigt Klagen über alle Instanzen an. Jansen: 
„Möglicherweise werden wir sogar gegen drei Bescheide vorgehen müssen.“  

Ein Einzelkläger wird NUV-Vorstand Harald Jochums aus Uerdingen sein, dessen Haus rund ein Kilometer von geplanten 
Kraftswerkstandort entfernt steht. Hauseigentümer fürchten, dass der „Kraftwerks-Dino“ den Wert ihrer Grundstücke mindert. 
Der Erörterungstermin für die Einwände ist am 20. September. 

 

 Belastung/ Kritik/Immissionsschutz 

Schon der Antrag auf Erteilung eines Vorbescheides vom 27. August 2008 verstößt laut BUND gegen Naturschutzrecht. 
Wärmefrachten, Stickstoff- und Quecksilber-Eintrag würden geschützte Fischarten im Rhein gefährden. Auch die Entnahme von 
94500 Kubikmeter Kühlwasser pro Stunde habe negativen Einfluss auf Fische und wirbellose Flussbewohner. Die 
Quecksilbereinträge (bundesweit 2,5 Tonnen im Jahr durch Kraftwerke) seien nicht mit der EU-Wasser-Rahmenrichtlinie 
vereinbar. Der Bau der Anlage würde zudem Lebensraum geschützter Amphibien (Kreuzkröte, Knoblauchkröte, 
Rauhhautfledermaus) beeinträchtigen. Die beantragten Ausnahmegenehmigungen vom gesetzlichen Biotop und 
Landschaftsschutz seien wegen entgegen stehender öffentlicher Interessen abzulehnen. 

 
Der BUND kritisiert ferner, dass ein ausgerechnet von Currenta entwickeltes Quecksilber-Abscheideverfahren in den 
Planungsunterlagen für das Kraftwerk nicht auftaucht. 

 
Der Antrag verstößt laut BUND massiv gegen die immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen zum Schutz der 

menschlichen Gesundheit vor Schadstoffen und Lärm. Es sei von einer eindeutigen Verschlechterung der lufthygienischen 
Situation im Raum Krefeld/Duisburg und der weiteren Region auszugehen. Das sei mit den Vorgaben der Luftreinhaltepläne 
unvereinbar. 

 

 
 

WDR-Nachrichten vom Niederrhein vom 28.06.2010  

21.500 Einwendungen gegen geplantes Kohlekraftwerk (13:50 
Uhr) 

Gegen das geplante Kohlekraftwerk in Krefeld-Uerdingen haben über 21.500 
Bürger schriftlich Bedenken eingereicht. Das teilte der Bund für Umwelt und 
Naturschutz heute in Düsseldorf mit. Zugleich legte der Umweltverband eine 
300-seitige Stellungnahme vor. Darin wird das laufende 
Genehmigungsverfahren wegen zahlreicher Verstöße gegen das Planungs- und 
Umweltrecht zurückgewiesen. 
 
Die Bezirksregierung will sich am Mittwoch zu den Bürger-Einwendungen 
äußern. [Nach oben] 

 
 
WDR-Nachrichten vom Niederrhein vom 28.06.2010  



 
 

 
 
 
 
 

Einwendungsfrist endet (10:20 Uhr) 

Heute endet die Einwendungsfrist gegen das in Krefeld-Uerdingen geplante 
Steinkohlekraftwerk. Die Kraftwerksgegner wollen am Vormittag nach 
eigener Aussage mehrere tausend Einwendungen bei der zuständigen 
Bezirksregierung in Düsseldorf abgeben.  
 
Umweltschutzverbände und Bürgerinitiativen hatten zum Protest aufgerufen, 
da sie eine erhöhte Feinstaub- und Stickstoffdioxid-Belastung befürchten. 

 
 

 

Massenprotest gegen Kohlekraftwerk in 
Krefeld 
28.06.2010 11:31, BUND Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland Landesverband 
Nordrhein-Westfalen e.V. 

Zum Ende der Einwendungsfrist gegen den Antrag der Trianel Kohlekraftwerk Krefeld 
Projektgesellschaft mbH & Co. KG zum Bau und Betrieb eines Steinkohlenkraftwerks in Krefeld-
Uerdingen haben mehr als 21.500 Bürgerinnen und Bürger ihren Protest gegen das Vorhaben 
schriftlich bei der Bezirksregierung Düsseldorf eingereicht. Die Betroffenen unterstützten damit 
eine vom nordrhein-westfälischen Landesverband des Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (BUND) gemeinsam mit dem Niederrheinischen Umweltschutzverein (NUV) in 
Krefeld und der Duisburger Bürgerinitiative Saubere Luft initiierte Kampagne gegen das Vorhaben. 
Zugleich legte der BUND seine mehr als 300-seitige offizielle Stellungnahme zum 
Genehmigungsantrag vor. Der Umweltverband forderte die Bezirksregierung Düsseldorf auf, den 
Genehmigungsantrag wegen „zahlreicher unheilbarer Verletzungen des Planungs- und 
Umweltrechts“ zurückzuweisen.  
 
Dirk Jansen, BUND-Geschäftsleiter: „Das geplante Kohlekraftwerk ist bauplanungsrechtlich 
unzulässig und verstößt gegen die Vorgaben der Raumordnung und Landesplanung. Dazu gefährdet 
das Vorhaben wegen seines hohen Kohlendioxid- und Schadstoffausstoßes das Wohl der 
Allgemeinheit. Durch den Bau und Betrieb würden zudem streng geschützte Lebensräume und 
seltene Tierarten gefährdet und der Rhein durch zusätzliche Wärmefrachten weiter aufgeheizt. Wir 
appellieren an Trianel, den Antrag für dieses schädliche und energiewirtschaftlich überflüssige 
Kraftwerk zurückzuziehen und so ein weiteres juristisches und wirtschaftliches Fiasko zu 
vermeiden.“ Sollte die Bezirksregierung trotzdem eine Genehmigung erteilen, bereite sich der 
BUND mit Unterstützung der Bürgerinitiativen schon jetzt auf eine mögliche Klage vor. 
 



 
 

 
 
 
 
 

Das geplante Trianel-Kohlekraftwerk mit einer Feuerungswärmeleistung von bis zu 1.705 
Megawatt würde nach Angaben des Vorhabensträgers jährlich etwa 4,3 Millionen Tonnen des 
Klimakillers Kohlendioxid emittieren. Dazu würde die Bevölkerung gemäß Trianel durch den 
jährlichen Ausstoß von mindestens 124.000 Kilogramm des extrem gesundheitsschädlichen 
Feinstaubes, mehr als 1.700 Tonnen Stickstoffdioxid, 2.400 Tonnen Schwefeldioxid und einem 
krebsverursachendem Gemisch aus Arsen, Cadmium, Nickel, Benzo(a)pyren, Chrom (VI) und 
Kobalt sowie dem Nervengift Quecksilber gefährdet. Nur ein Bruchteil der 
Feuerungswärmeleistung soll als Dampf für den CHEMPARK Krefeld-Uerdingen genutzt werden. 
 
Die Kraftwerkskritiker fordern deshalb seit langem von Trianel, ein dem tatsächlichen Bedarf des 
CHEMPARKS entsprechendes, wesentlich weniger umweltschädliches Gas- und Dampf-Kraftwerk 
zu planen. 
 
Von der neuen Landesregierung erwartet der BUND klare politische Weichenstellungen für eine 
zukunftsfähige Energiepolitik ohne neue Kohlekraftwerke. „Durch die sofortige Rücknahme des 
schwarz-gelben Entwurfs für einen neuen Landesentwicklungsplan muss der Wildwuchs neuer 
Klimakiller-Kraftwerke unterbunden werden“, fordert Paul Kröfges, Landesvorsitzender des 
BUND. „NRW braucht dringend ein Landesklimaschutzgesetz und neue landesplanerische 
Vorgaben zum Ausbau erneuerbarer Energien und der Förderung dezentraler Effizienzkraftwerke.“  

Verantwortlich für den Inhalt dieser Meldung: BUND Bund für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V.. 

 
 
Rheinische Post 
 

Krefeld 
Kraftwerk: Frist endet heute  
VON SEBASTIAN PETERS - zuletzt aktualisiert: 28.06.2010  
 

Krefeld (RP) Heute endet die Einwendungsfrist gegen das Steinkohlekraftwerk Krefeld. Die 
Gegner haben sich juristisch auf einen Rechtsstreit eingestellt und bezweifeln die 
Wirtschaftlichkeit. Trianel entgegnet: "Wir haben gerechnet."  

 
Blick vom Europaring – 3D-Modell des geplanten Krefelder Kraftwerks. Grafik: 

Trianel 

 

Dirk Jansen spricht von einer "erfolgreichen Kampagne". Der 
Geschäftsleiter des Bundes für Umwelt und Naturschutz (BUND) hat in 
den vergangenen Wochen mit den Krefelder Kraftwerksgegnern nach 
eigener Aussage "zigtausende Unterschriften" gesammelt. Wie viele es 
genau sind, will der BUND heute im Mercure Parkhotel Krefelder Hof 

mitteilen; anschließend sollen die Einwendungen bei der Bezirksregierung Düsseldorf abgegeben werden. 
Dort sind – betrachtet man die standardisierten BUND-Masseneinwendung als einen zu bearbeitenden 
Posten – nach RP-Informationen nur rund 20 Einwendungen eingegangen. 



 
 

 
 
 
 
 

Längst nicht nur Anwohner rund ums Kraftwerk haben unterzeichnet, wie Dirk Jansen sagt: "Wir hatten 
sogar eine chinesische Delegation zu Besuch, die die Einwendung unterschrieben hat." Die Zahl der 
Einwendungen hat symbolischen Wert; wichtiger dürfte das Papier sein, das der BUND als 100-seitige 
juristische Stellungnahme hat erarbeiten lassen. Jansen sagt: "Alle tangierten Rechtsfelder und Gesetze 
sind unter die Lupe genommen worden, wir haben nichts ausgelassen." Es gebe gegen das Kraftwerk 
Kritikpunkte verschiedener Art, sagt Jansen: "Wir kritisieren zum Beispiel, dass Quecksilber in den Rhein 
geleitet wird und dass Luftschadstoffe in besonders geschützte Naturgebiete, sogenannte FHH-Gebiete 
gelangen." Die Stellungnahme des BUND ist ein Schritt im deutschen Genehmigungsrecht. Demnach 
müssen die Kraftwerksgegner jetzt ihre Kritikpunkte äußern, Trianel darf auch danach noch nachbessern. 

Jansen, und mit ihm andere Kritiker, zweifeln die Wirtschaftlichkeit des Kraftwerks an. Trianel-Sprecher 
Elmar Thyen entgegnet: "Solange Fragen wie der Anlagenpreis, die Bankkonditionen und eine mögliche 
Laufzeitverlängerung nicht geklärt sind, ist keine seriöse Berechnung möglich. Alle vorliegenden 
Berechnungen mit rund einem Dutzend unterschiedlicher Zukunftsszenarien ergeben allerdings, dass das 
Kraftwerk wirtschaftlich zu betreiben ist." 

Parallel zum Genehmigungsverfahren laufen politische Entscheidungen. Bundespolitisch wird die Frage, 
welchen Kurs die schwarz-gelbe Regierung in der Kernenergie fährt, die Wirtschaftlichkeit der 
Steinkohlekraftwerke beeinflussen. Thyen sagt: "Die Bundesregierung muss Antworten auf die Frage 
finden, wie sie eine Laufzeitverlängerung wettbewerbsneutral gestalten will." Landespolitisch ist offen, 
welchen Weg die rot-grüne Minderheitenregierung bei Steinkohlekraftwerken geht. Kraftwerksgegner 
bauen weiter darauf, dass die Grünen bei ihrem Nein zu Kohlekraft bleiben. Thyen: "Bezüglich des 
Kraftwerks gibt es keine Signale aus der Landespolitik. Wir gehen aber davon aus, dass das 
Kraftwerksprojekt nach Recht und Gesetz behandelt und genehmigt wird." 



 
 

 
 
 
 
 

 

http://www.derwesten.de/staedte/duisburg/west/Luftkurort-oder-Wohlstand-id3155342.html  

Steinkohlekraftwerk 

 Luftkurort oder Wohlstand? 

West, 25.06.2010, Martin Krampitz 

 

Für den Chempark sei das Kraftwerk unverzichtbar, sagen die Arbeitnehmer. Foto: Bayer 

Das Sein bestimmt das Bewusstsein: Der eine heißt Norbert Bömer, ist Sprecher der BI Saubere Luft, Detlef 

Rennings und ist Betriebsrat bei Currenta. Kein Wunder, dass die Positionen der Kontrahenten bei einer 

Diskussion um das Kohlekraftwerk in Uerdingen aufeinander prallten.. 

Um nicht nur übereinander, sondern miteinander zu sprechen, hatte das Neue Evangelische Forum, eine 

Bildungseinrichtung des Kirchenkreises, Umweltschützer und Gewerkschafter ins evangelische Gemeindezentrum 

Rumeln-Kaldenhausen eingeladen. 

Bömer kam schnell zum Punkt: „Gesundheit und Luftbelastung ist das Motiv, warum sich so viele von uns in dieser 

Frage in die Kurve legen. Selbst unterstellt, die beste Technik werde installiert und alle Grenzwerte würden eingehalten, 

können wir als BI mit diesem Projekt nicht einverstanden sein.“ 

Grobstaub könne der menschliche Körper abfiltern, Feinstäube aber nicht. Und das Kraftwerk speie einen Giftcocktail 

aus Schwermetallen aus, der sich an Staubpartkel anhafte und in die Lungen gerate. An den Folgen stürben in der EU 

rund 300 000, in der BRD rund 70 000 Menschen, sagte Bömer und favorisierte ein modernes Gaskraftwerk, das „nicht 

diese enorme Schadstoffbelastung und Feinstaubemissionen hat.“  

Auch mit dem Klimaschutz seien Großkohlekraftwerke wie in Uerdingen nicht kompatibel, betonte Bömer. Auch das 

Argument, keinen günstigen Gaslieferungsvertrag über 20 bis 40 Jahre erhalten zu können, müsse angesichts der 

Klimaerwärmung zurücktreten. Ein Gaskraftwerk sei „eine moderne Energiebasis für den Chempark und seine rund 7000 

Arbeitsplätze.“ 



 
 

 
 
 
 
 

Dagegen hielt Detlef Rennings die Position des Currenta-Betriebsrats: „Die Industrie ist die Grundlage für unsere 

Wertschöpfungskette, auch für die Dienstleistungsbranche. Wir brauchen einen Energiemix, auch die Steinkohle als 

wichtigen Bestandteil einer sicheren Energieversorgung.“  

Rennings wies darauf hin, dass 75 Prozent der rund 7000 Mitarbeiter im Chempark aus Duisburg, Moers oder Krefeld 

kommen und jährlich eine Lohnsumme von 230 Millionen Euro für die Region erwirtschafteten: „Wir brauchen jetzt 

Perspektiven für diesen Chemiepark. Das Kohlekraftwerk ist ein wichtiger Faktor für seine sichere und günstige 

Energieversorgung.“ Ein Gaskraftwerk stehe nicht zur Diskussion. „Wir müssen uns entscheiden. Wollen wir einen 

Luftkurort, oder wollen wir unseren Wohlstand durch die Industrie behalten?“ In einem Punkt waren sich Rennings und 

Bömer einig: „Die alten Kohlekessel in Uerdingen sind überaltert und müssen abgeschaltet werden.“ 

Am Montag endet die Einspruchsfrist. Pünktlich vorher wollen die Gegner „zigtausende“ Unterschriften gegen das 

Projekt bei der Bezirksregierung einreichen. 

 






